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Keine sinnlose Videoüberwachung 

Die Deutsche Vereinigung für Datenschutz e.V. und das Netzwerk Datenschutzexpertise 

lehnen den Referentenentwurf des Bundeministeriums des Innern vom 2.11.2016 zur 

Erleichterung von Videoüberwachung ab. 

Beide Organisationen bemängeln, dass die geplante Änderung des 

Bundesdatenschutzgesetzes einen unverhältnismäßigen Eingriff in die Persönlichkeitsrechte 

Betroffener vorsieht, die privaten Betreiber von Videoanlagen zu polizeilichen Hilfsdiensten 

heranziehen will und eine unangemessene Beeinflussung der aufsichtbehördlichen Bewertung 

von Videoüberwachungsanlagen beabsichtigt.  

Eine ausführliche Begründung findet sich in der Stellungnahme, die hier abgerufen werden 

kann: 

https://www.datenschutzverein.de/pressemitteilungen 

http://www.netzwerk-datenschutzexpertise.de/publikationen 
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